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001 Verwaltungsrecht allgemein

10/01 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG)

10/10 Grundrechte

30/01 Finanzverfassung

30/02 Finanzausgleich

Norm

BauONov OÖ 1988 Art2 Abs2;

B-VG Art7 Abs1;

FAG 1985 §14 Abs1 Z14;

F-VG 1948 §8 Abs1;

InteressentenbeiträgeG OÖ 1958 impl;

StGG Art2;

VwRallg;

Rechtssatz

Bei der Regelung von Gemeindeabgaben ist es dem Landesgesetzgeber nicht grundsätzlich verwehrt, auch

rückwirkende Regelungen zu erlassen. Erläßt der Gesetzgeber rückwirkend Abgabenbefreiungstatbestände oder

sonstige den Abgabep ichtigen begünstigende Normen, so ist eine solche Regelung - bei Gemeindeabgaben - am

Gleichheitsgebot und Sachlichkeitsgebot zu messen, das hier in seiner speziellen Form als Dispositionsschutz (bei der

Verfügung über die Abgabenerträge im eigenen Haushalt) den gesetzgeberischen Gestaltungsspielraum begrenzt.
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